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Thema dieser Ausgabe 

   

 Kürzung der Verpflegungspauschalen bei Mahlzeitengestellung gilt auch für Arbeitnehmer ohne erste Tätigkeits-

stätte (BFH, Urt. v. 12.7.2021 – Az. VI R 27/19) 

 

   

____________________________________ 

 

Die Verpflegungspauschalen sind auch dann nach § 9 

Abs. 4a Satz 8 EStG zu kürzen, wenn der Arbeitgeber 

dem Arbeitnehmer Mahlzeiten zur Verfügung stellt, der 

Arbeitnehmer aber nicht über eine erste Tätigkeitsstätte 

verfügt. 

Hintergrund 

Die der Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte 

aus nichtselbstständiger Arbeit sind der Überschuss der 

Einnahmen über die Werbungskosten. 

Werbungskosten sind alle Aufwendungen zur 

Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. 

Mehraufwendungen des Arbeitnehmers für die 

Verpflegung sind nach Maßgabe von § 9 Abs. 4a EStG 

als Werbungskosten abziehbar. Wird der Arbeitnehmer 

außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte 

beruflich tätig (auswärtige berufliche Tätigkeit), ist nach 

§ 9 Abs. 4a Sätze 2 und 3 EStG zur Abgeltung der dem 

Arbeitnehmer tatsächlich entstandenen, beruflich 

veranlassten Mehraufwendungen eine nach 

Abwesenheitszeiten gestaffelte Verpflegungspauschale 

anzusetzen. Hat der Arbeitnehmer keine erste 

Tätigkeitsstätte, gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend, 

wie § 9 Abs. 4 Satz 4 HS. 1 EStG ausdrücklich 

bestimmt. 

Die Verpflegungspauschalen sind gemäß § 9 Abs. 4a 

Satz 8 EStG zu kürzen, wenn dem Arbeitnehmer 

anlässlich oder während einer Tätigkeit außerhalb 

seiner ersten Tätigkeitsstätte vom Arbeitgeber eine 

Mahlzeit zur Verfügung gestellt wird. Die Kürzung 

beträgt 20 % für Frühstück und jeweils 40 % für Mittag- 

und Abendessen. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

12.7.2021 (Az. VI R 27/19) zu entscheiden, ob die 

Kürzung der Verpflegungspauschale auch bei 

Arbeitnehmer stattfindet, die keine erste Tätigkeitsstätte 

haben. Anders als bei der Anwendung der 

Verpflegungspauschale selbst sieht der Wortlaut des 

Gesetzes keine entsprechende Anwendung bei deren 

Kürzung vor, wenn keine erste Tätigkeitsstätte 

vorhanden ist. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgebliche gesetz-

liche Regelung ist § 9 Abs. 4a EStG. Diese lautet wie 

folgt: 

(1) Mehraufwendungen des Arbeitnehmers für die Ver-

pflegung sind nur nach Maßgabe der folgenden Sät-

ze als Werbungskosten abziehbar. (2) Wird der Arbeit-
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nehmer außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätig-

keitsstätte beruflich tätig (auswärtige berufliche Tätig-

keit), ist zur Abgeltung der ihm tatsächlich entstande-

nen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen eine 

Verpflegungspauschale anzusetzen. (3) Diese beträgt  

1. 28 Euro für jeden Kalendertag, an dem der Arbeit-

nehmer 24 Stunden von seiner Wohnung und ers-

ten Tätigkeitsstätte abwesend ist, 

2. jeweils 14 Euro für den An- und Abreisetag, wenn 

der Arbeitnehmer an diesem, einem anschließen-

den oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner 

Wohnung übernachtet, 

3. 14 Euro für den Kalendertag, an dem der Arbeit-

nehmer ohne Übernachtung außerhalb seiner Woh-

nung mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und 

der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist; beginnt die 

auswärtige berufliche Tätigkeit an einem Kalender-

tag und endet am nachfolgenden Kalendertag ohne 

Übernachtung, werden 14 Euro für den Kalendertag 

gewährt, an dem der Arbeitnehmer den überwie-

genden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden von 

seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte ab-

wesend ist. 

(4) Hat der Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte, 

gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend; Wohnung im 

Sinne der Sätze 2 und 3 ist der Hausstand, der den 

Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers 

bildet sowie eine Unterkunft am Ort der ersten Tätig-

keitsstätte im Rahmen der doppelten Haushaltsführung. 

(5) Bei einer Tätigkeit im Ausland treten an die Stelle 

der Pauschbeträge nach Satz 3 länderweise unter-

schiedliche Pauschbeträge, die für die Fälle der Num-

mer 1 mit 120 sowie der Nummern 2 und 3 mit 

80 Prozent der Auslandstagegelder nach dem Bundes-

reisekostengesetz vom Bundesministerium der Finan-

zen im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehör-

den der Länder aufgerundet auf volle Euro festgesetzt 

werden; dabei bestimmt sich der Pauschbetrag nach 

dem Ort, den der Arbeitnehmer vor 24 Uhr Ortszeit 

zuletzt erreicht, oder, wenn dieser Ort im Inland liegt, 

nach dem letzten Tätigkeitsort im Ausland. (6) Der 

Abzug der Verpflegungspauschalen ist auf die ersten 

drei Monate einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit 

an derselben Tätigkeitsstätte beschränkt. (7) Eine Un-

terbrechung der beruflichen Tätigkeit an derselben 

Tätigkeitsstätte führt zu einem Neubeginn, wenn sie 

mindestens vier Wochen dauert. (8) Wird dem Arbeit-

nehmer anlässlich oder während einer Tätigkeit außer-

halb seiner ersten Tätigkeitsstätte vom Arbeitgeber 

oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten eine 

Mahlzeit zur Verfügung gestellt, sind die nach den Sät-

zen 3 und 5 ermittelten Verpflegungspauschalen zu 

kürzen:  

1. für Frühstück um 20 Prozent, 

2. für Mittag- und Abendessen um jeweils 40 Prozent, 

der nach Satz 3 Nummer 1 gegebenenfalls in Verbin-

dung mit Satz 5 maßgebenden Verpflegungspauschale 

für einen vollen Kalendertag; die Kürzung darf die er-

mittelte Verpflegungspauschale nicht übersteigen. (9) 

Satz 8 gilt auch, wenn Reisekostenvergütungen wegen 

der zur Verfügung gestellten Mahlzeiten einbehalten 

oder gekürzt werden oder die Mahlzeiten nach § 40 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1a pauschal besteuert werden. 10Hat 

der Arbeitnehmer für die Mahlzeit ein Entgelt gezahlt, 

mindert dieser Betrag den Kürzungsbetrag nach Satz 8. 

(11) Erhält der Arbeitnehmer steuerfreie Erstattungen 

für Verpflegung, ist ein Werbungskostenabzug insoweit 

ausgeschlossen. (12) Die Verpflegungspauschalen 

nach den Sätzen 3 und 5, die Dreimonatsfrist nach den 

Sätzen 6 und 7 sowie die Kürzungsregelungen nach 

den Sätzen 8 bis 10 gelten entsprechend auch für den 

Abzug von Mehraufwendungen für Verpflegung, die bei 

einer beruflich veranlassten doppelten Haushaltsfüh-

rung entstehen, soweit der Arbeitnehmer vom eigenen 

Hausstand im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nummer 5 

abwesend ist; dabei ist für jeden Kalendertag innerhalb 

der Dreimonatsfrist, an dem gleichzeitig eine Tätigkeit 

im Sinne des Satzes 2 oder des Satzes 4 ausgeübt 

wird, nur der jeweils höchste in Betracht kommende 

Pauschbetrag abziehbar. (13) Die Dauer einer Tätigkeit 

im Sinne des Satzes 2 an dem Tätigkeitsort, an dem 

die doppelte Haushaltsführung begründet wurde, ist auf 

die Dreimonatsfrist anzurechnen, wenn sie ihr unmittel-

bar vorausgegangen ist.“ 

Urteil des Bundesgerichtshofs 

Sein Urteil vom 12.7.2021 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 30/21 vom 2.9.2021 wie folgt 

zusammen: 

„Mit Urteil vom 12.07.2021 - VI R 27/19 hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass die 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BRKG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BRKG
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Verpflegungspauschalen im Fall einer 

Mahlzeitengestellung auch dann zu kürzen sind, wenn 

der Steuerpflichtige nicht über eine erste 

Tätigkeitsstätte verfügt. 

Der Kläger war als Offizier auf See an Bord von 

Schiffen tätig. Dort erhielt er seine Mahlzeiten 

unentgeltlich. In den Heuerabrechnungen wurden sie 

als steuerfreier Sachbezug behandelt. An einzelnen 

"Hafentagen" blieb die Bordküche jedoch kalt, so dass 

sich der Kläger selbst versorgen musste. Den trotz der 

unentgeltlichen Gestellung der Mahlzeiten geltend 

gemachten Abzug der Verpflegungspauschale für alle 

Tage an Bord des Schiffes lehnte das Finanzamt ab. 

Das Finanzgericht ließ den Abzug der 

Verpflegungspauschale für die Tage der 

Selbstversorgung zu, für die übrigen Tage lehnte es 

den Werbungskostenabzug ab. 

Der BFH bestätigte die Vorentscheidung. Das Gesetz 

enthalte eine umfassende Verweisung auf die 

entsprechenden Regeln für Arbeitnehmer mit erster 

Tätigkeitsstätte. Es ordne insoweit eine Gleichstellung 

beider Gruppen an. 

Arbeitnehmer, die außerhalb ihrer Wohnung und ersten 

Tätigkeitsstätte beruflich tätig sind (auswärtige 

berufliche Tätigkeit), können zur Abgeltung tatsächlich 

entstandener, beruflich veranlasster 

Mehraufwendungen nach Abwesenheitszeiten 

gestaffelte Verpflegungspauschalen abziehen. Diese 

sind allerdings zu kürzen, wenn vom Arbeitgeber 

Mahlzeiten zur Verfügung gestellt werden. Werden 

sämtliche Mahlzeiten gestellt, entfällt der Abzug der 

Verpflegungspauschalen vollständig. Auf der anderen 

Seite muss der Arbeitnehmer den geldwerten Vorteil --

hier in Form der Mahlzeitengestellung-- nicht 

lohnversteuern. Für Arbeitnehmer, die --wie der Kläger-

- nicht über eine erste Tätigkeitsstätte verfügen, ordnet 

das Gesetz eine entsprechende Handhabung an. 

Während der Kläger meinte, der gesetzliche Verweis 

umfasse die Kürzung der Verpflegungspauschalen bei 

unentgeltlicher Mahlzeitengestellung nicht, sah der BFH 

die Verweisung als umfassend an. Daher gelte die 

Kürzung der Verpflegungspauschalen im Fall der 

Mahlzeitengestellung auch für solche Arbeitnehmer, die 

--wie der Kläger-- nicht über eine erste Tätigkeitsstätte 

verfügten. Nur diese nach Wortlaut, Systematik und 

erkennbarem Willen des Gesetzgebers gebotene 

Gesetzesauslegung stelle sicher, dass Arbeitnehmer 

ohne erste Tätigkeitsstätte gegenüber solchen mit 

erster Tätigkeitsstätte nicht systemwidrig begünstigt 

würden. Entsprechend bestätigte der BFH die 

Steuerfreiheit der Mahlzeitengestellung. 

Mit Urteil vom 07.07.2020 – VI R 16/18 hatte der BFH 

in diesem Zusammenhang bereits entschieden, dass 

dem Steuerpflichtigen dem Grunde nach zustehende 

Verpflegungspauschalen auch bei Nichteinnahme der 

zur Verfügung gestellten Mahlzeiten zu kürzen sind.“ 

Fazit 

Die Entscheidung des BFH ist nachvollziehbar. Eine 

andere Entscheidung hätte bedeutet, dass 

Arbeitnehmern mit und Arbeitnehmer ohne erste 

Tätigkeitsstätte unterschiedlich behandelt würden.  

 

29.9.2021 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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